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Bundeslandwirtschaftsministerium kämpft für den Erhalt  

des hohen Schutzniveaus von Bienen in Deutschland 

 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz bedauert, 

dass es einem Vorschlag der EU-Kommission zur europaweiten Einschränkung der 

Pflanzenschutzmittelgruppe Neonikotinoide zum Schutz der Bienen heute in Brüssel 

aufgrund gravierender Bedenken nicht zustimmen konnte. Auch wenn der Vorschlag eine 

Reihe von Elementen enthält, die dem bisherigen Vorgehen in Deutschland entsprechen, 

fehlen doch einige wichtige Regelungen. So kann der Vorschlag der EU-Kommission dazu 

führen, dass es schwieriger wird, das hohe Schutzniveau für Bienen in Deutschland zu 

halten. Deshalb hat sich Deutschland bei der Abstimmung im Ständigen Ausschuss für die 

Lebensmittelkette und die Tiergesundheit (STALUT) enthalten. Deutschland hatte in den 

Verhandlungen alles daran gesetzt, wichtige Regelungen, die auf wissenschaftlichen 

Erkenntnissen beruhen und einen umfangreichen Bienenschutz in Deutschland sicherstellen, 

auch in der EU-Regelung zu verankern. Dies ist nicht gelungen. Nach dem Vorschlag der 

EU-Kommission soll die Verwendung von Neonikotinoiden als Beizmittel für Wintergetreide 

in ganz Europa möglich sein. In Deutschland ist dies jedoch wegen der damit verbundenen 

Risiken für Bienen verboten. 2012 waren in Deutschland über fünf Millionen Hektar mit 

Wintergetreide bestellt, das sind mehr als 40 Prozent der Gesamtackerfläche.  

 

In der Abstimmung ist weder die notwendige qualifizierte Mehrheit für den Vorschlag der EU-

Kommission noch gegen den Vorschlag zustande gekommen. Der Vorschlag der 

Kommission wird nun voraussichtlich in einem Berufungsverfahren weiter verhandelt. Eine 

endgültige Äußerung der EU-Kommission zum weiteren Verfahren steht noch aus. 



 

DATUM 15. März 2013 

NUMMER 86 

SPERRFRIST  

 

SEITE 2 VON 2 

Deutschland wird die Zeit für weitere Beratungen mit allen Beteiligten nutzen und sich auch 

in Zukunft dafür einsetzen, dass die EU-Kommission ihren Vorschlag auch auf Grundlage 

der wissenschaftlichen Erkenntnisse aus Deutschland nachbessert und risikobasiert im 

Sinne eines besseren Bienenschutzes vorgeht.  

 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, das ist Deutschland für 

die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln zuständig ist, hatte bereits 2009 die Zulassung der 

Neonikotinoide zur Saatgutanwendung bei Mais und Getreide ausgesetzt und die Einfuhr, 

das Inverkehrbringen und die Aussaat von entsprechendem Saatgut verboten. Bislang 

haben neben Deutschland in Europa nur drei weitere Mitgliedsstaaten überhaupt 

Maßnahmen zum Schutz der Bienen eingeführt. Würde die Europäische Kommission 

schwächere Maßnahmen beschließen, wäre Deutschland an diese Vorgaben gebunden.  


